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................................................




Aufhebung der Leinen- und Maulkorbpflicht


[bookmark: _Hlk169525730]BESCHEID


Sehr geehrte Frau/Sehr geehrter Herr ……….!

Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, als Behörde erster Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, entscheidet auf Grund Ihres Antrages vom TT.MM.JJJJ auf Befreiung von der Leinen- und Maulkorbpflicht gemäß § 6 Abs. 3 iVm. § 9 Abs. 3 1. Fall Oö. HHG 2024 wie folgt:

SPRUCH

I. Befreiung von der Leinen- und Maulkorbpflicht
Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister gibt Ihrem Antrag vom TT.MM.JJJJ auf Aufhebung der für Hunde spezieller Rassen geltenden Leinen- und Maulkorbpflicht für Ihren Hund Rufname, Chipnummer, Rasse, Wurfdatum/Alter, Geschlecht vollinhaltlich statt und erteilt Ihnen gegenüber für diesen Hund die Befreiung von der Leinen- und Maulkorbpflicht gemäß § 6 Abs. 3 iVm. § 9 Abs. 3 1. Fall Oö. HHG 2024.

Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
[bookmark: _Hlk185235007]§ 6 Abs. 1 und Abs. 3 iVm. § 9 Abs. 3 1. Fall Oö. Hundehaltegesetz 2024 (Oö. HHG 2024), LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 34/2025. 
§ 7 Oö. Hundehalteverordnung 2024 (Oö. HHVO 2024), LGBl. Nr. 101/2024.
§ 58 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 157/2024.
[bookmark: _Hlk185516901]
HINWEISE:
Die Bestimmungen über die allgemeine Leinen- oder/und Maulkorbpflicht gemäß § 9 Abs. 1 (öffentliche Orte im Ortsgebiet), Abs. 2 (bestimmte neuralgische Orte sowie bei Bedarf) sowie Abs. 3 2. Fall (auffällige Hunde) und Abs. 5 (Verordnung des Gemeinderats) Oö. HHG 2024 jeweils iVm. § 9 Abs. 7 Oö. HHG 2024 sind von der gegenständlichen Befreiung nicht erfasst und gelten weiterhin!

Dieser Bescheid ist von jeder Person, die den Hund führt, mitzuführen und auf Verlangen den gemäß §§ 19 oder 20 Oö. HHG 2024 zuständigen Organen vorzuweisen. Dies kann auch auf elektronischem Weg erfolgen.

II. Verfahrenskosten

Sie haben als Antragstellerin/Antragsteller folgende Verwaltungsabgaben zu bezahlen:

Verwaltungsabgabe für den Befreiungsbescheid……………………………………..16,40 Euro

Rechtsgrundlagen:
Tarif A. Allgemeiner Teil Z 1 Oö. Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 2012 (Oö. GVV 2012), LGBl. Nr. 37/2012 in der Fassung LGBl. Nr. 46/2024.
§ 78 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 157/2024.

HINWEIS:
Auf der Grundlage des Gebührengesetzes 1957 (GebG), BGBl. Nr. 267/1957 in der Fassung BGBl. I Nr. 20/2025. fallen für dieses Verfahren Gebühren an.

Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister ist verpflichtet, folgende Gebühren einzuheben und an das Finanzamt abzuführen: 
Anmerkung: Die Gebühren für Eingaben und Beilagen sind nur für schriftliche Eingaben (z.B. per Post, Mail) zu entrichten, nicht aber bei mündlichen Ansuchen, die persönlich oder telefonisch erfolgen!)

Gebühr für Eingaben gemäß § 14 TP 6 Abs. 1 GebG…………….……………………21,00 Euro
(z.B. für jeden Antrag. Pro Hund = ein Ansuchen/Antrag)

Gebühr für Beilagen gemäß § 14 TP 5 Abs. 1 oder Abs. 1a GebG………………...XX,XX Euro
(z.B. Befund über die verhaltensmedizinische Evaluierung, etc. pro Bogen/4 Seiten € 6,00 max. jedoch € 36,00 pro Beilage oder bei elektronischer Einbringung pro Beilage € 6,00) 			
Gesamtsumme:									XX,XX Euro

Bitte überweisen Sie den Gesamtbetrag von XX,XX Euro innerhalb von zwei Wochen auf das Konto der Gemeinde XXX bei der XXX Bank (IBAN, BIC). Als Verwendungszweck geben Sie bitte unsere Kennzahl XXX an.


BEGRÜNDUNG
Anmerkung: Nur bei vollinhaltlicher Stattgabe kann die Begründung entfallen.

Zu I.:
Sie haben mit Schreiben vom TT.MM.JJJJ den Antrag auf Aufhebung der Leinen- und Maulkorbpflicht gemäß § 6 Abs. 3 iVm. § 9 Abs. 3 1. Fall Oö. HHG 2024 für Ihren Hund Rufname, Chipnummer, Rasse, Wurfdatum/Alter, Geschlecht gestellt. 
Gemäß § 58 Abs. 2 AVG entfällt die Begründung, da dem Antrag vollinhaltlich stattgegeben wurde.

Zu II.:
Der Ausspruch über die Verwaltungsabgaben ist in den angeführten Rechtsgrundlagen begründet.


RECHTSMITTELBELEHRUNG

[bookmark: _Hlk169262754]Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde ist schriftlich bei uns einzubringen.

Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der Gemeinde XXX unter http://www.gemeinde-XX.gv.at > Bürgerservice >Amtstafel >Kundmachungen.
[bookmark: _GoBack]
Sie hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde),
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Die Beschwerde (samt Beilagen) ist mit 50 Euro, ein gesondert eingebrachter Antrag auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung (samt Beilagen) mit 25 Euro pauschal zu vergebühren, sofern keine Gebührenbefreiung vorliegt. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks (Geschäftszahl des Bescheides) durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten (IBAN AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten.

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr verwenden Sie bitte die Funktion „Finanzamtszahlung“ und geben Sie dabei neben dem Betrag folgende Informationen an:
· Steuernummer/Abgabenkontonummer: .. 109999102
· Abgabenart: ………………………………..EEE – Beschwerdegebühr
· Zeitraum: …………………………………..Datum des Bescheides

Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen.


Mit freundlichen Grüßen
Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister
ODER
Für die Bürgermeisterin / den Bürgermeister

[Name des Genehmigenden und Datum der Genehmigung, oder Amtssignatur mit dazugehörigem Hinweis]

Ergeht nachweislich an: 
1. ........................................... (RSb) 
Beilage:  
2. ……………………………… (per dualer Zustellung) 

II. Ergeht zur Kenntnis an: 
3. ........................................... (per Email)
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